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1. Vorbemerkungen 

Vorgelegt wird hier der Tätigkeitsbericht der Unabhängigen Ombudsperson (im Folgenden kurz: Om-

budsperson) beim Medizinischen Dienst Sachsen für das Kalenderjahr 2025. Versicherte, Angehörige 

oder auch Mitarbeiterinnen bzw. Mitarbeiter aus dem Gesundheitssystem wandten sich im Berichts-

jahr 532-mal an die Ombudsperson. Das ist eine Steigerung gegenüber dem Vorjahr um 6,2 Prozent.  

Die Themen der Anliegen waren auch 2025 sehr unterschiedlich. Sehr häufig war es wie schon im 

Vorjahr so, dass Beschwerdeführende mit den Verfahrensanforderungen des Gesundheitssystems 

nicht oder nicht leicht zurechtkamen oder dass Sie mit Entscheidungen ihrer Kranken- oder Pflege-

kassen, die auf der Grundlage von Gutachten des Medizinischen Dienstes gefallen waren, nicht ein-

verstanden waren. In zunehmender Zahl berichteten sie auch, dass sie von Beschäftigen der Kranken- 

oder Pflegekassen den Hinweis bekamen, sich bei Unzufriedenheit an die Ombudsperson zu wenden. 

Das Gespräch war oft das beste Mittel, um den Anliegen der Beschwerdeführenden zu entsprechen. 

Gerade weil die Ombudsperson keine Entscheidungsinstanz aber eine Vertrauensperson ist, entstand 

sehr oft eine offene Gesprächsatmosphäre, in der ein gemeinsames Reflektieren der Situation zu ak-

zeptierten Handlungsoptionen führte. Es gelang immer wieder, Lösungswege aufzuzeigen, die die 

Versicherten selbst gehen konnten, Ihnen bessere kommunikative Vorgehensweisen zu vermitteln 

oder auch Vorgänge und Entscheidungen nachvollziehbar zu machen. 

Beschwerden, bisweilen auch in einer emotional aufgeladenen Weise entgegenzunehmen und ihnen 

nachzugehen, gehörte selbstverständlich auch dazu. Daraus ergaben sich ggfs. Hinweise an den Me-

dizinischen Dienst. Oder nach einer Prüfung der Vorgänge ergaben sich Hinweise an die Seite der 

Versicherten. Und wenn die Gutachten ganz offensichtlich in Unabhängigkeit erstellt wurden und 

keine Anhaltspunkte für unzulässige Beeinflussungen zu erkennen waren, erging auch diese Informa-

tion als Ergebnis an die Beschwerdeführenden.  

„Die Transparenz hinsichtlich der Unabhängigkeit der Medizinischen Dienste sowie die Patienten-

rechte und die Rechte pflegebedürftiger Personen weiter stärken“, wie es die Richtlinie des Medizini-

schen Dienstes Bund für die Ombudspersonen formuliert, das betrachte ich als eine zentrale Aufgabe 

der Ombudstätigkeit. Dazu trägt auch bei, ein „wichtiges ergänzendes Element des bereits etablierten 

Beschwerdemanagements der Medizinischen Dienste“ zu sein, auch das dient der Transparenz und 

der Unabhängigkeit des gesamten Medizinischen Dienstes.  

Die Arbeit der Ombudsperson basiert nach wie vor auf dem MDK-Reformgesetz und dessen Veranke-
rung im SGB V. Nach § 278 ist es Aufgabe der Ombudsperson, dass sich „sowohl Beschäftigte des Me-
dizinischen Dienstes bei Beobachtung von Unregelmäßigkeiten, insbesondere Beeinflussungsversu-
chen durch Dritte, als auch Versicherte bei Beschwerden über die Tätigkeit des Medizinischen Dienstes 
vertraulich“ an sie wenden können. Die Ombudsperson arbeitet unabhängig und frei von Weisungen. 
Sie ist nur den rechtlichen Vorgaben und ihrem Gewissen verpflichtet.  

Ich danke dem Medizinischen Dienst Sachsen für die zeitweise Gestellung einer Büromitarbeiterin, 

für technisches Equipment und auch das zur Verfügung stellen von Räumen. Ich danke auch dem Ver-

waltungsrat für das Vertrauen und insbesondere den alternierenden Vorsitzenden, Jürgen Schmidt 

und Rolf Steinbronn, für den inzwischen gut etablierten, stets konstruktiven und wertschätzenden 

Austausch.   
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2. Auf einen Blick 

 

 

• 532 Kontaktaufnahmen  

• Alle Eingaben kamen durch Versicherte,  

deren Angehörige oder Bevollmächtigte oder auch direkt  

von Kranken- bzw. Pflegekassen 

 

 

• 252 Anliegen im Bereich Sozialmedizin, 

280 im Bereich Pflege 

 

• Eingabestärkster Monat: März mit 52 Beschwerden 

• Eingabeniedrigster Monat: Dezember mit 36 Beschwerden  

 

 

• Häufigster Beschwerdegründe: 

197 Eingaben, die Situation sei falsch eingeschätzt worden, 

102 Eingaben in denen die Unabhängigkeit bezweifelt wird,  

66 Eingaben, Unterlagen seien nicht beachtet worden, 

 

 

• Häufigste Beschwerdeanlässe im Bereich der Sozialmedizin: 

Nicht befürwortete Hilfsmittel mit 66 

Eingaben und abgelehnte  

• Reha-Maßnahmen mit 80 Eingaben 

  

(icon) 
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3. Arbeitsweise der Ombudsperson 

Die gestiegene Zahl der Versicherten, die sich an die Ombudsperson wandten, setzte einen Trend der 

Vorjahre fort. Beschwerden über lange Widerspruchsverfahren konzentrierten sich 2025 auf den Be-

reich allgemeine Sozialmedizin, im Bereich der Pflegebegutachtung spielten Beschwerden zur Verfah-

rensdauer dagegen keine Rolle mehr. Bei vermuteter Eilbedürftigkeit der Eingaben, wie etwa zur Pal-

liativversorgung, Hospizeinweisung, Krebstherapie, Kindesentwicklung oder erheblichen Veränderun-

gen während eines Widerspruchsverfahrens wurden die Hinweise der Ombudsperson auch im Be-

reich Allgemeine Sozialmedizin aufgegriffen und bei der Priorisierung berücksichtigt.  

11 Hinweise auf vermuteten Sozialbetrug sowohl von Einzelpersonen als auch von Leistungserbrin-

gern kamen teils anonym und auch in etwas höherer Zahl als im Vorjahr. Diese Zuschriften betreffen 

zwar nicht den eigentlichen Aufgabenbereich der Ombudsperson, erfolgen aber nach Angaben der 

dies meldenden Personen wegen der garantierten Vertraulichkeit und können durch einen inzwi-

schen sehr effektiv etablierten Workflow mit wenig Aufwand an die betreffenden Stellen zugeleitet 

werden, sodass im Sinne der sozialen Gerechtigkeit diesen Vorwürfen nachgegangen werden kann. 

Hinzu kamen Beschwerden über kritisierte Zustände in Pflegeeinrichtungen oder bei Pflegediensten, 

die Anlass für Hinweise zu Prüfungen waren. Beschwerden über ärztliche Leistung wurden mit dem 

Hinweis auf zuständige Stellen beantwortet. 

2025 konnte das Bestreben fortgesetzt werden, die Anliegen möglichst zügig und in möglichst weni-

gen Schritten zu beantworten. Das kommt sowohl den einzelnen Versicherten entgegen als auch der 

Verfahrensweise insgesamt. Abschließende Antworten konnten so in kürzerer Frist als im Vorjahr ge-

geben werden. Indiz dafür ist neben der Anzahl der Versichertenkontakte auch, dass zum Jahresende 

2025 trotz gestiegener Fallzahl nur 50 Fälle offen waren gegenüber 101 ein Jahr zuvor.  

Umfangreicher zu bearbeitende Beschwerden und komplizierte Fälle kamen wie im Vorjahr auch auf. 

Die Zahl wuchs annähernd proportional zum Anstieg der Gesamt-Eingaben. Teilweise war eine mehr-

fache Akteneinsichtnahme oder Rücksprache mit dem Medizinischen Dienst erforderlich.  

Die folgende Grafik zeigt die Anzahl der Kontakte zwischen der Ombudsperson und den Beschwerde-

führenden oder auch Dritten bei abgeschlossenen Fällen.  
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Abbildung 1: Anzahl der Kontakte unabhängig vom zeitlichen Bearbeitungsumfang im Jahresvergleich 

/ Daten siehe Anhang. 

 

Falls notwendig und von den Beschwerdeführenden gewünscht, sehe ich die Akten ein, die mir teils 

die Versicherten, und teils mit dem schriftlichen Einverständnis der Betroffenen auch der Medizini-

sche Dienst zur Kenntnis geben.  

Manche Beschwerdeführende kann ich auch an passende Ansprechpartner verweisen, wenn die Om-

budsperson nicht die passende Stelle für das konkrete Anliegen ist, etwa an die Sächsische Landes-

ärztekammer oder Aufsichtsbehörden. Bisweilen leite ich Anliegen auch unbürokratisch (mit Einver-

ständnis der Betroffenen) an Krankenkassen weiter. An dieser Stelle danke ich wie schon in den Vor-

jahren den Ansprechpartnerinnen und Ansprechpartnern in den Kranken- bzw. Pflegekassen für den 

ebenfalls unbürokratischen Umgang miteinander. 

Beschwerdeführende äußern immer wieder, dass ihnen die unabhängige Instanz der Ombudsperson 

wichtig ist. Wenn sie dies im Verfahrensverlauf erleben und bestätigt finde, führt das zu einer höhe-

ren Akzeptanz der Entscheidung auf Seiten der Versicherten.  

Nicht selten vermischen sich die Anliegen, die theoretisch zwar in eine Beschwerde oder einen Wi-

derspruch zu trennen wären. In der Praxis sind Beschwerdeelemente sehr oft in den Äußerungen mit 

enthalten. Aus der Perspektive der Versicherten existiert die Trennung zwischen Widerspruch und 

Beschwerde zunächst auch nicht oder sie hat am Ende nur eine eher formale Bedeutung für sie. Im 

Kern beschweren sich Versicherte oft über eine aus ihrer Sicht falsche Begutachtungsweise oder eine 

fachliche Abweichung oder Falscheinschätzung der Situation. Dazu sind auf Anregung des Verwal-

tungsrates ab April 2025 die Beschwerdegründe systematisch erfasst worden. Sie werden später in 

diesem Bericht detaillierter vorgestellt. 
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Wie im Vorjahr kann festgehalten werden, dass sich die Zusammenarbeit mit dem Medizinischen 

Dienst Sachsen gut gestaltete. Die Ombudsperson erhielt stets die erforderlichen Informationen und 

gab ihrerseits ebenso Hinweise zu allgemeinen und systematischen Aspekten wie auch zu Einzelfäl-

len. So setzte sich eine gedeihliche und effektive Zusammenarbeit fort. Es konnten mehr Beschwer-

den direkt durch die Ombudsperson beantwortet werden als 2024, insgesamt 278 von 393. An das 

interne Beschwerdemanagement wurden 62 Beschwerden übergeben und dort beantwortet. In 53 

Fällen erfolgte die Bearbeitung arbeitsteilig, zum Beispiel wenn es um Fälle ging, bei denen eine prio-

risierte Bearbeitung angezeigt schien (siehe folgende Grafik – Arbeitsteilige Beschwerdebearbeitung). 

 

 

Abbildung 2: Arbeitsteilige Beschwerdebearbeitung / Daten siehe Anhang. 

 

Der Austausch mit der Leitenden Ärztin, Dr. Sabine Antonioli, geschah regelmäßig und führte sowohl 

zu gezielten Hinweisen an die Versicherten durch die Ombudsperson als auch andererseits zu einzel-

nen Hinweisen und Veränderungen beim Handeln des Medizinischen Dienstes.  

Es wurden, wie schon im Vorjahr, Hinweise aufgegriffen zu geeigneterer Kommunikation mit den 

Versicherten, z. B. in solchen konkreten Fällen, wenn betreuende Angehörige besondere Handicaps 

haben, wie etwa eine autistische Mutter bei der Pflegebegutachtung für ein Kind oder wenn in ande-

ren Fällen eine besonders deeskalierende und klärende Gesprächsführung nötig erschien. Daneben 

gab es auch grundsätzliche Hinweise, wie z. B. dass das Abfrageformular vor manchen Pflegebegut-

achtungen von etlichen Angehörigen nicht als eine amtliche Grundlage für eine Aktenlagebegutach-

tung verstanden wird, sondern eher als eine nicht abschließende Vorfeldbefragung. 
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4. Kontaktaufnahme 

4.1. Aufschlüsselung der Kontaktwege 

532 Eingaben erreichten die Ombudsperson im Berichtsjahr 2025. Sie betrafen allesamt Versicherte, 

aus der Mitarbeiterschaft kam in diesem Jahr kein internes Fall-Anliegen. 

Die Eingaben wurden am häufigsten per Telefon an die Ombudsperson herangetragen. 257 Hilfesu-

chende suchten den Erstkontakt per Telefon, etwas mehr als im Vorjahr, auch stieg die Kontaktzahl 

per E-Mail von 199 in 2024 auf 223 im Berichtsjahr. Nach wie vor gibt es zahlreiche Versicherte, die 

sich per Post an die Ombudsperson wenden und nicht über einen E-Mail-Zugang verfügen, im Be-

richtsjahr waren dies 45. (siehe folgende Grafik zu Erstkontakten 2024 nach Kontaktwegen). Hinzu 

kommen weitere 41 Versicherte, die zuerst Kontakt per Telefon aufnahmen, im Nachgang aber auch 

nur den Postweg als Alternative hatten und keine Email-Möglichkeit. So haben alle Kontaktwege 

nach wie vor eine erhebliche Klientel, auch die vom Medizinischen Dienst formal losgelöste Kontakt-

möglichkeit über eine externe Emailadresse der Ombudsperson wird beansprucht. 

 

 

Abbildung 3: Erstkontakte 2024 nach Kontaktwegen / Daten siehe Anhang  

 

Unter sonstige Kontaktaufnahmen fallen Post an eine Geschäftsstelle des Medizinischen Dienstes, 

das allgemeine Kontaktformular des Medizinischen Dienstes oder auch Zuschriften der Krankenkas-

sen, die Schreiben der Versicherten an die Ombudsperson zuleiteten. 
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4.2. Hinweise auf die Ombudsperson 

Viele Versicherten entnahmen die Kontaktdaten der Ombudsperson den Bescheiden ihrer Kranken- 

oder Pflegekasse oder erhielten die Kontaktdaten von der Servicehotline oder Beschäftigten der Kas-

sen. In einem Fall wurde aus einem Bundesministerium an die Ombudsperson verwiesen. Auch ein 

Flyer des Medizinischen Dienstes zu Pflegebegutachtungen enthielt den Hinweis auf die Ombudsper-

son. Und schließlich gaben manche Beschwerdeführende inzwischen auch die Künstliche Intelligenz 

als Anstoß für die Kontaktaufnahme zur Ombudsperson an, ein neues Phänomen, mit dem aber zu 

rechnen war. 

Die Pflicht zum Hinweis auf die Ombudsperson in den betreffenden Bescheiden der Kranken- bzw. 

Pflegekassen wird nach wie vor in unterschiedlicher Weise umgesetzt, sodass ich hier den Passus aus 

dem vorherigen Berichtsjahr aufgreifen kann:  teils steht der Hinweis auf die Ombudsperson in der 

Nähe des Rechtsbehelfs, teils steht er auch im Brieftext nach einem Absatz zum Rechtsbehelf, teils 

steht er aber auch in größerem Abstand dazu innerhalb des Brieftextes und damit in größerer Schrift 

als der kleiner gedruckten Rechtsbehelf, der sich erst nach der Unterschrift findet. Aus der Perspek-

tive der Krankenkassen ist es nachvollziehbar, die unterschiedlichen Sachverhalte des Ombudsver-

fahrens und des Rechtsbehelfs zu trennen. Aus Sicht der Versicherten ist die Auffassung aber eine 

andere: Für sie geht es schlicht darum, wie sie ihr Anliegen klären können. Hier besteht eine klassi-

sche Sender-Empfänger-Diskrepanz, wenn man es aus Kommunikationssicht betrachtet. Versicherte 

greifen dann schneller zum Erstgenannten und größer Gedruckten im Bescheid.  

5. Eingaben von Versicherten 

Die bei der Ombudsperson eingegangenen 532 Eingaben müssen ins Verhältnis gesetzt werden zur 

hohen Anzahl von 282.876 Einzel-Begutachtungen zu Versicherten-Anträgen durch den Medizini-

schen Dienst im Jahr 2025 (78.834 gutachterliche Stellungnahmen im Bereich Allgemeine Sozialmedi-

zin, 204.042 gutachterliche Stellungnahmen zu Pflegegrad-Anträgen). 

252 Anliegen an die Ombudsperson (nur 2 mehr als 2024) bezogen sich auf den Bereich Sozialmedi-

zin, 280 (41 mehr als 2024) auf den Bereich Pflege (einige Fälle davon betrafen beide Bereiche). 

5.1. Anzahl neuer Eingaben in 2025 

Insgesamt verteilten sich die Eingaben im Jahresverlauf mit einigen Schwankungen etwas gleichmäßi-

ger auf die einzelnen Monate als im Vorjahr. Im Durchschnitt gingen 43,33 pro Monat ein (Vorjahr 

41,75), (siehe folgende Grafik - Anzahl neuer Eingaben von Versicherten in 2025).  

101 Fälle wurden aus 2024 übernommen und abschließend bearbeitet. Zum Jahresende waren noch 

50 Fälle offen. 
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Abbildung 4: Anzahl neuer Eingaben von Versicherten in 2025 / Daten siehe Anhang 

 

5.2. Fallanzahl und Verteilung nach Kranken- und Pflegekassen 

Betrachtet man die Fälle je Kranken- bzw. Pflegekassen, entsteht wie im Vorjahr ein weites Bild für 

die in Sachsen vertretenen Kassen, da einige Versicherte z. B. durch Umzug oder spezielle Arbeitge-

ber auch Kassen mit Sitz außerhalb Sachsen angehören. Fasst man die Kassen, soweit möglich, in de-

ren Familie zusammen, ergibt sich dieses Bild: 

 

Abbildung 5: Fallanzahl und deren Verteilung nach Kranken- und Pflegekassen/ Daten siehe Anhang  
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6. Häufigste Gründe für Eingaben  

6.1. Arbeit der Gutachterinnen und Gutachter 

In den meisten Anliegen trugen die Versicherten als Kritik an der Arbeit der Gutachterinnen und Gut-

achter vor. Teils lag der Schwerpunkt auf der sachlich-inhaltlichen Frage, teils auf der Art und Weise 

der Begutachtung, was in der überwiegenden Zahl der Fälle angegeben wurde. 

6.2. Widerspruch 

Genau 100 Personen wandten sich 2025 mit ihrem Widerspruchsanliegen zuerst an die Ombudsper-

son anstatt an die Kranken- bzw. Pflegekasse. 43 suchten zunächst einmal grundsätzlich nach Infor-

mationen, wie sie gegen einen Bescheid der Kasse vorgehen können, wenn sie damit nicht einver-

standen sind.  57 schickten einen formellen Widerspruch an die Ombudsperson, nach Hinweisen von 

mir legten die meisten selbst Widerspruch ein, von 21 Personen ist mir dies auch bekanntgegeben 

worden. Nur sehr wenige Widersprüche von Versicherten leitete ich nach Klärung der Formalitäten 

direkt an die zuständigen Kassen weiter. Weitere 5 Personen schickten den Widerspruch einfach pa-

rallel an die Kasse und an die Ombudsperson, das waren deutlich weniger als im Vorjahr. 

219 Versicherte wandten sich an mich mit der direkten Bitte um Hilfe. Die Beschwerde über die Gut-

achtertätigkeit ging mit der Bitte um Hilfe zur zutreffenden Vorgehensweise und auch im Sachanlie-

gen einher. Sie kritisierten z. B. fehlende oder falsch angegebene / falsch übertragene Fakten.  

Hinweise an die Beschwerdeführer waren z. B., welche Unterlagen erforderlich gewesen wären und 

welche nun für den Widerspruch sinnvoll seien, wie z. B. ärztliche Begründungen für besondere oder 

individuelle Hilfsmittel. Oder es fehlten detailliertere Darstellungen der persönlichen Situation, wenn 

es um beantragte Reha-Maßnahmen ging. Oder es war bisweilen ärztlicherseits ein für die konkrete 

Situation ungeeigneter Reha-Antrag gestellt worden. So war der Hinweis auf die Möglichkeit einer 

Kur für pflegende Angehörige bisweilen das erste Mal, dass die Betroffenen davon hörten. Bei Pflege-

begutachtungen war immer wieder der Hinweis hilfreich, dass es nicht in erster Linie um Krankheits-

bilder oder die Anzahl der Erkrankungen geht, sondern dass der Hilfebedarf im Mittelpunkt steht. 

Auch der Hinweis, dass es Pflegeberatung für Betroffene gibt, war für Zahlreiche überraschend neu.  

 

 

Abbildung 6: Arten von Eingaben an die Ombudsperson in 2025 / Daten siehe Anhang  
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7. Beschwerden  

Erstmals wurden im Berichtsjahr die Gründe für Beschwerden statistisch erfasst, beginnend im April 

wurde die Erfassung immer weiter präzisiert. Sie bildet deswegen für 2025 nicht das ganze Jahr ab, 

zeigt aber gleichwohl die Trends. Hier werden die am häufigsten genannten Beschwerdegründe dar-

gestellt. 

7.1. Verfahrensdauer 

In der Statistik abgenommen haben Beschwerden über die langen Wartezeiten auf Widerspruchsgut-

achten (44 statt im Vorjahr 51). Das Bild ist hier jedoch differenziert. Während im Bereich der Pflege-

begutachtung so gut wie keine Beschwerden zu Widerspruchsdauern mehr eingingen, betrafen diese 

Beschwerden nahezu ausschließlich den Bereich Allgemeine Sozialmedizin, der somit eine Steigerung 

verzeichnet. Hier spiegelte ich den Versicherten die Auskunft des Medizinischen Dienstes und 

machte die geschilderte angespannte Arbeitssituation der Gutachterbereiche transparent. Gleich-

wohl wiederhole ich meine Anmerkung aus den beiden Vorjahren, dass nach meiner Wahrnehmung 

sechs Monate Wartezeit auf Widerspruchsbearbeitung für Versicherte nicht auf Dauer hinnehmbar 

sind, weil so die Akzeptanz des gesamten Begutachtungssystems beschädigt wird. Der Vorwurf: „Die 

wollen nur sparen.“ bzw. „Die wollen, dass wir aufgeben.“ oder „Die warten wohl auf eine biologische 

Lösung.“ beschädigt den Medizinischen Dienst in seiner Unabhängigkeit allein schon dadurch, dass er 

erhoben wird - unabhängig davon, dass dies nach meiner Wahrnehmung niemand im Medizinischen 

Dienst möchte oder betreibt.  

Und für Unmut sorgte beim Blick auf Termine und Verfahrensdauer auch, wenn Unterlagen nochmals 

angefordert wurden, die die Betroffenen schon an die Kassen oder den MD eingereicht hatten. 

7.2. Unabhängigkeit und sachgerechte Einschätzung 

Hauptbeschwerdegrund und offensichtlich auch Anlass für viele, sich an die Ombudsperson zu wen-

den, war die Ansicht, dass Begutachtende die Situation der Versicherten nicht richtig zur Kenntnis 

genommen hätten, den Fall nicht sachgemäß eingeschätzt hätten. 197-mal wurde dies genannt. 102-

mal äußerten Beschwerdeführer Zweifel an der Unabhängigkeit des Medizinischen Dienstes, etwa 

durch Formulierungen wie „hier soll einfach nur gespart werden, denn der MD arbeitet im Auftrag 

der Krankenkassen“ (34-mal) oder „die Gutachter waren voreingenommen“ (25-mal) oder „das Vo-

tum stand schon vorher fest“ (17-mal).  

Unverständnis zeigten 66 Beschwerdeführer, wenn die von Ihnen vorgelegten Unterlagen nicht zur 

Kenntnis genommen oder wenn diesen ärztlichen Empfehlungen nicht entsprechend gefolgt wurde 

(57-mal genannt). Den behandelnden Ärzten wurde hier von den Versicherten mehr Vertrauen ent-

gegengebracht als den Gutachterinnen und Gutachtern des Medizinischen Dienstes. 

7.3. Verhalten und Kommunikation 

Beschwerdeanlass sahen Versicherte auch in Verhaltensweisen (57-mal) oder in der Kommunikati-

onsweise (30-mal). Sie beklagten sich z. B. darüber, dass man sie nicht ausreden lassen habe, nicht 

gut zugehört habe, sich nicht gut benommen habe sowie über den Umgangston und auch als unange-

bracht empfundenen Äußerungen. 
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7.4. Arbeits- und Verfahrensweise 

Zur Methodik oder Arbeitsweise waren die hauptsächlichen Beschwerden, dass Teile der Gutachten 

bei anderen Gutachten (30-mal) oder Vorgängergutachten (11-mal) abgeschrieben worden seien und 

so Fehler in das Gutachten eingeflossen seien. 28-mal beschwerten sich Versicherte, dass Gutachten 

nur nach Aktenlage angefertigt wurden, hier konnten Erläuterungen zur Verfahrensweise beim Medi-

zinischen Dienst in fast allen Fällen zu Lösungen führen. 

Beschwerdegrund war auch, wenn unterschiedliche Gutachter bei gleichen oder sehr ähnlichen Fäl-

len in derselben Familie zu unterschiedlichen Ergebnissen kamen. Hier stoßen die Unabhängigkeit 

der Gutachter und das Gerechtigkeitsempfinden der Betroffenen aufeinander. Eine Lösung war hier 

auch mit moderierenden Mitteln möglich. 

7.5. Terminansetzungen 

10 Beschwerden über zu spät oder erst nach dem Termin eingetroffenen Terminankündigungen zur 

Pflegebegutachtung waren nach Auskunft des Medizinischen Dienstes zumeist auf mangelhafte Leis-

tung eines Postdienstleisters zurückzuführen. 4-mal waren Betreuungspersonen trotz Anforderung 

nicht mit eingeladen worden, fehlende Informationsübermittlung war hierfür nach Angaben des Me-

dizinischen Dienstes der Grund.  

 

Gutachten ist vom vorangehenden Gutachten abgeschrieben / ist teilweise iden-
tisch damit. 

11 

Gutachtende haben Wesentliches nicht in das Gutachten aufgenommen 66 

Vorwurf: Teile vermutlich von anderen Fällen abgeschrieben, passen nicht zum 
Fall 

30 

Verhaltensweise der Gutachter 57 

Begutachtende haben vorgelegte Unterlagen nicht / nicht ausreichend zur 
Kenntnis genommen 

58 

Begutachtende haben Situation nicht richtig z. K. genommen, Fall nicht sachge-
mäß eingeschätzt 

197 

Kritik an gesetzlichen und politischen Regelungen 11 

Begutachtende haben gar nicht zugehört bzw. nicht ausreden lassen 11 

Gutachten nur nach Aktenlage 28 

Ärzteschreiben zählten zu wenig / weniger als Einschätzung der Pflegegutachter 
oder MD-Gutachter 

57 

Termin war überraschend / nicht rechtzeitig bekannt gegeben worden 10 

Bearbeitung dauert zu lange  44 

es wurden schon eingereichte Unterlagen nochmals angefordert, als Grund für 
Verzögerung genannt oder anderes unnötiges bürokratisches Hin und Her 

6 

Unabhängigkeit bezweifelt 102 

 

Tabelle 1: Tabelle häufig genannter und wichtiger Beschwerdegründe in 2025 
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8. Besonders aufgefallene und häufige inhaltliche Beschwerdethemen  

8.1. Pflegebegutachtung 

Im Bereich der Pflegebegutachtung sind die meisten Eingaben wegen der Pflegegrad-Einstufung bzw. 

der Vergabe der Punkte eingegangen (253). Daneben waren mehrfach auftretende Themen auch die 

Fahrtkostenübernahme zu Behandlungen und Arztbesuchen bei Pflegebedürftigkeit / Immobilität, 

vor allem die Frage: warum dies erst ab Pflegegrad 3 gewährt wird (7-mal), sowie das Thema der 

Wohnumfeld verbessernden Maßnahmen (4-mal). 

Wie schon im Vorjahr kam Kritik von Versicherten, dass beim Pflegegrad 1 nur Hilfeleistungen „zuge-

lassener, registrierter Dienste oder Personen“ abrechenbar sind auf den Entlastungsbetrag und dass, 

wenn kein zugelassener Dienst gefunden wird, andere mögliche Helfer unberücksichtigt bleiben.  

8.2. Hilfsmittel und Rehabilitationsmaßnahmen 

Besonders häufig kamen im Bereich der Sozialmedizin wie schon im Vorjahr 2024, in diesem Berichts-

jahr aber in noch größerer Zahl, Eingaben zu abgelehnten Rehabilitationsmaßnahmen bzw. Kuren 

(80-mal) und zu nicht befürworteten Hilfsmitteln (66-mal). Bei Letzteren lagen besonders orthopädi-

sche Schuhe, Rollstühle, Orthesen und Bewegungstrainer bzw. Motorschienen im Fokus.  

8.3. Plastische Chirurgie 

Zurückgegangen sind Beschwerden über Ablehnungen im Bereich der plastischen Chirurgie, von 33 

gingen die Beschwerden auf 17 zurück, 4 davon im Zusammenhang mit beantragten geschlechtsan-

gleichenden Maßnahmen (dieselbe Anzahl wie 2024). 

8.4. Neue Untersuchungs- und Behandlungsmethoden und Cannabis-Präparate 

Ebenfalls etwas weniger Beschwerden (10 statt im Vorjahr 12) betrafen den Bereich der sog. Neuen 

Untersuchungs- und Behandlungsmethoden (NUB), auch wenn dies für Einzelne in ihren Fällen eine 

schwer erträgliche Belastung war, speziell wenn Krebspatienten solche Untersuchungsmethoden 

oder Behandlungen schlussendlich selbst finanzierten und sich dadurch sogar Erfolg einstellte.  

Beschwerden wegen nicht befürworteter cannabisbasierter Medikamente gingen von 8 auf 6 Fälle 

zurück. 

8.5. Außerklinische Intensivpflege und Palliativversorgung / Hospizeinweisung 

Diese Themen nahmen 2025 mehr Raum in der Ombudstätigkeit ein. Auch wenn Sie von der Anzahl 

her annähernd gleich blieben (12 / Vorjahr 11), standen sie etwas mehr im Vordergrund. So war nicht 

nur die Abgrenzung: was ist durch Außerklinische Intensivpflege und welche Situationen sind durch 

hochaufwändige Pflege zu bewältigen ein Thema, sondern auch: wie kommt man in der realen Situa-

tion am Wohnort zu der entsprechenden fachlichen Pflege in solchen komplizierten Situationen und 

ob dies nicht vom Medizinischen Dienst oder den Krankenkassen mitberücksichtigt werden müsste.  

8.6. Sonstige Anliegen 

Im Jahr 2025 haben sich 63 Personen aus Gründen an die Ombudsperson gewandt, deren Anliegen 

nicht als Beschwerde im Sinne der Richtlinie für die Ombudspersonen gelten können. Darunter zäh-

len z. B. Nachfragen unmittelbar nach Pflegebegutachtungen oder Ergänzungen, die die Begutachte-

ten noch nachreichen wollen oder auch 11 lobende Äußerungen über die Begutachtungsweise. An-

dere sonstige Anliegen lagen ganz extern, etwa wenn es um Pflegegeldzahlungen ging, um die Frage 
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nach Anbietern von Leistungen, um die Verfahrensweise beim Stellen von Pflegegradanträgen, Un-

stimmigkeiten mit den Kassen usw. Ein Arbeitgeber bat die Ombudsperson um Begutachtung eines 

Angestellten, weil er die Arbeitsunfähigkeit anzweifelte. Hier wurde jeweils direkt an die betreffen-

den Stellen verwiesen. (siehe auch oben Abbildung 6) 

9. Ausgang der Fälle 

Um den Verfahrensaufwand in der Ombudsstelle gering zu halten, wurde 2025 wie schon im Vorjahr 

nicht mehr aktiv nachgefragt, wie die bei der Ombudsperson aufgelaufenen Fälle schlussendlich aus-

gegangen sind. Der Aufgabe entsprechend, die Versicherten bei der Wahrnehmung ihrer Rechte zu 

stärken und zu unterstützen, erhielten sie im Bedarfsfall entsprechende Hinweise, aber in den meis-

ten Fällen kann die Ombudsperson keine Aussage über den Ausgang der Verfahren treffen. Sie erfuhr 

von 90 Versicherten, dass die Verfahren in ihrem Sinne geendet seien. Bei 441 der im Berichtsjahr 

abgeschlossenen Fälle blieb der Ausgang für mich unbekannt.  

Die nachfolgende Grafik zeigt also nicht den endgültigen Ausgang der Fälle, sondern sie bildet den 

Stand zu dem Zeitpunkt ab, ab dem die Ombudsperson nicht weiter involviert war.  

 

Abbildung 7: Ausgang der in 2025 abgeschlossenen Fälle / Daten siehe Anhang  

10. Fazit 

„Erstmal lehnen die es sowieso aus Prinzip ab.“ – diese Worte fallen immer noch und werden nach 

Aussagen der Beschwerdeführer auch von (einigen) Ärzten und medizinischem Personal bestärkt. 

Eine qualitativ hochwertige und zügige Bearbeitung der Anträge ist gleichwohl allgemeiner Anspruch 

der Versicherten und auch der wird so geäußert. Diese zwei Sätze beschreiben ein Wahrnehmungs-

Dilemma, in dem die Gutachterinnen und Gutachter des Medizinischen Dienstes tätig sind.  
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Im Bereich Allgemeine Sozialmedizin kamen auf die Gesamtzahl gerechnet bei der Ombudsperson 

Eingaben auf 0,32 % der Gutachten. Im Bereich Pflegebegutachtung waren es 0,14 %. Das erscheint 

objektiv als nicht viel, subjektiv stehen dahinter für zahlreiche Betroffene schwierige Situationen.  

Ich erlebe neben dem Unmut, der in der Ombudsstelle über Bescheide und Gutachten abgeladen 

wird, auch Dankbarkeit der Versicherten. In Gesprächen mit Mitarbeiterinnen, Mitarbeitern und den 

leitenden Verantwortlichen im Medizinischen Dienst Sachsen finde ich viel Engagement, die Erwar-

tungen sowohl der Versicherten als auch der Vorgaben zu erfüllen und in eine angemessene, soziale 

Balance zu bringen. Dennoch bleiben Schwierigkeiten und auch Fehler nicht aus, dort wo Menschen 

arbeiten.  

Ich erlebte auch in diesem Jahr bei den Gesprächen mit Versicherten und Angehörigen, dass die Om-

budsperson sehr genau als eine unabhängige Instanz wahrgenommen wird. Dem eigenen Gewissen 

und den gesetzlichen Vorgaben folgend, stets im Austausch mit vielen Playern im Sozialsystem dazu-

lernend und mit kommunikativen und moderierenden Mitteln arbeitend trage ich gern dazu bei, die 

Unabhängigkeit der gutachterlichen Tätigkeit des Medizinischen Dienstes als ein hohes Gut mit zu 

stärken und zugleich für die Anliegen der Versicherten ein stets ansprechbares, ergänzendes exter-

nes Element des Beschwerdemanagements und auch für die Stärkung ihrer Rechte da zu sein. Die 

Ombudstätigkeit in dieser Balance auszuüben, bereitet mir neben allem Aufwand Freude. 

 

 

 

 

 

Dresden, den 13.3.2025     Bernhard Holfeld 
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Anhang 

Abbildung 1  

Anzahl der Kontakte unabhängig vom Bearbeitungsumfang im Jahresvergleich  

Jahr 1 Kontakt 2 Kontakte 3 Kontakte 4 Kontakte 5 Kontakte 

2024 148 225 101 24 498 

2023 27 216 102 45 390 

 

Abbildung 2  

Arbeitsteilige Beschwerdebearbeitung  

Bearbeitung 
durch Om-

budsperson 

Bearbeitung im internen 
Beschwerdemanage-

ment des MD Sachsen 

arbeitsteilige Bearbei-
tung durch Ombuds-
person und MD Sach-

sen 

Jahressumme 

278 62 53 393 

 

Abbildung 3  

Erstkontakte 2024 nach Kontaktwegen 

Kontakt via 
Telefon 

Kontakt via 
Post 

Kontakt via 
Email 

Kontakt via 
externe 
Email (in 
Kontakt via  
Email 
schon ent-
halten) 

Kontakt via 
sonstige 

SUMME 

257 45 223 23 7 532 

 

Abbildung 4  

Anzahl neuer Eingaben von Versicherten in 2025 

Monat neue Fälle 

Januar 48 

Februar 42 

März 52 

April 42 

Mai 42 

Juni 47 

Juli 49 

August 41 

September 47 

Oktober 45 

November 41 

Dezember 36 

2025 532 
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Abbildung 5  

Anzahl neuer Eingaben von Versicherten in 2025 

  AOK IKK TK BAR-
MER 

DAK KKH HEK 
+ 

HKK 

BKK LKK keine 
An-

gabe 

über-
grei-
fend 

Krankenkasse 93 45 33 24 4 7 1 9 0 27 8 

Pflegekasse 87 38 24 32 9 2 1 8 1 73 5 

SUMME 180 83 57 56 13 9 2 17 1 100 13 

 

Abbildung 6  

Arten von Eingaben an die Ombudsperson in 2025 

Be-
schwer-
de über 
Gutach-
ter allge-
mein 

Wider-
spruchs-
anlie-
gen zu-
erst an 
UOP ge-
richtet 

davon: 
Wider-
spruch di-
rekt und 
formell an 
UOP ein-
gereicht 

nach Hin-
weis UOP 
legten Vers. 
Wider-
spruch bei 
KK ein 

Erwar-
tung an 
Klärung 
oder 
Hilfe  

Widerspruch 
ganz offen-
sichtlich pa-
rallel an UOP 
gesandt 

Erwartung 
an Hilfe we-
gen Verfah-
rensdauer / 
Termin 

Beschwerden 
über Behand-
lungsfehler  
(-gutachten), 
Kliniken, 
Heime, Pra-
xen 

sonstige 
inhaltli-
che An-
liegen 

104 100 57 21 219 5 41 29 63 

 

 

Abbildung 7  

Ausgang der in 2025 abgeschlossenen Fälle 

gelöst im Sinne 
der Versicherten 

Verfahrensweg 
geklärt ergebnis-
offen 

Entscheidung 
der KK beibehal-
ten  

ungewünschtes 
Votum des MD 
durch Vers. akzep-
tiert 

beendet durch 
Vers. (aufgegeben 
oder kein Kontakt)  

90 441 11 4 37 
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